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Entschließungsantrag 

der Fraktion der SPD 


zur Erkiärung der Bundesregierung zur soziaien Fiankierung des Strukturwandeis 
in der Stahiindustrie 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag hat mit großer Besorgnis Kenntnis 
genommen, daß die Wirtschaftsvereinigung der Eisen- und Stahl- 
industrie in der sog. Stahlrunde am 2. Oktober 1987 in Bonn den 
Abbau weiterer 34 900 Arbeitsplätze in der deutschen Stahhndu- 
strie angekündigt hat. Die Bundesregierung hat diese Ankündi- 
gung widerspruchlos hingenommen. Zusammen mit den betroffe- 
nen Arbeitnehmern der Maxhütte in Sulzbach-Rosenberg, für die 
ein Konkursantrag bereits gestellt wurde, verüeren damit rd. 
37 000 Beschäftigte kurzfristig (bis 1989) ihren Arbeitsplatz. 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die Bundesregierung hat diesem tiefgreifenden Arbeitsplatzab- 
bau der Stahhndustrie ihre Zustimmung gegeben, 

- ohne die Ergebnisse der vom EG-Ministerrat erst kürzhch ein- 
gesetzten Stahl-Moderatoren abzuwarten; 

- ohne daß auch nur erkennbar wäre, ob und in welchem Aus- 
maß die anderen EG-Mitgüedstaaten vergleichbare Maßnah- 
men zum Kapazitätsabbau ergreifen werden; 

- ohne die Garantie zu besitzen, daß Subventionsleistungen in 
anderen Mitghedstaaten, insbesondere in Itahen, Belgien und 
Frankreich, wirklich gestoppt werden; 

- obwohl eine Einigung innerhalb der EG auf die Verlängerung 
des Produktionsquotensystems noch aussteht und die Lasten- 
aufteüung zwischen den Mitghedstaaten noch völhg offen ist. 

Zur dauerhaften Überwindung der Krise in der Eisen- und Stahl- 
industrie, ihrer regionalen Verwerfungen als Folge des radikalen 
Kapazitätsabbaus und ihrer sozialen Härten reichen die von der 
Bimdesregierung für Sozialpläne zusätzhch zur Verfügung ge- 
stellten 130 Mio. DM nicht aus. Sie sind, gemessen an den Hü- 
ten für andere strukturschwache Wirtschaftszweige sogar außer- 
ordentiich niedrig. (Die von der Bundesregierung genannten 
600 Mio. DM teUen sich auf folgende Finanzquellen auf: 150 Mio. 
DM aus dem EG-Haushalt, 150 Mio. DM als Anteü der betroffe- 
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nen Bundesländer, rd. 170 Mio. DM als Anteile des Bundes aus 
den mittelfristig bereits eingeplanten EGKS-Hilfen nach Arti- 
kel 56 Abs. 2 EGKS-V und rd. 130 Mio. DM neu eingestellter 
Bundesmittel). 

Die im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" eingestellten 180 Mio. DM, ver- 
teilt auf drei Jahre, reichen nicht aus, um dem sog. Gleichbehand- 
lungsgrundsatz der Regionalpolitik zu entsprechen. 

Deshalb fordert der Deutsche Bundestag die Bundesregierung 
auf, 

- durch konsequente, auf ein klares Konzept gestützte Verhand- 
lungen im EG-Ministerrat am 8. Dezember 1987 sicherzustel- 
len, daß ein Produktionsquotensystem unter Einbeziehung aller 
Produkte für die Dauer der Krisenbewältigung beschlossen 
wird, das die anerkannte Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Stahlunternehmen ausreichend berücksichtigt 
und eine gerechte Lastenaufteüung zwischen den EG -Mit- 
gliedstaaten gewährleistet; 

- durch die Bündelung aller Programme und Instrumente auf 
EG-, Bundes- und Länderebene unverzüglich Maßnahmen zu 
ergreifen, um für die betroffenen Regionen die dringend be- 
nötigten Ersatzarbeitsplätze bereitzustellen. Dabei sollte die 
„Zukunftsinitiative Montanregionen" der Landesregierung von 
Nordrhein-Westfalen die Grundlage der Überlegungen bilden; 

- soweit Freisetzungen durch Anpassungsprozesse unvermeid- 
lich werden, müssen diese sozialverträglich gestalte^ und von 
entsprechend ausgestatteten Sozialplänen begleitet werden. 
Dabei müssen die EGKS-Beihilfen nach Artikel 56 Abs. 2 so 

* angepaßt werden, daß 

o die Übergangshüfen bereits nach Vollendung des 50. Le- 
bensjahres gezahlt werden; 

o die Abfindungshilfen bereits für die 40- bis 50jährigen 
bereitgestellt werden; 

o die Übergangs- und Umschulungshüfen deutlich aufge- 
stockt werden. 

Es ist Sorge dafür zu tragen, daß die deutschen Stahlunterneh- 
men, die auch 1986 noch überwiegend beträchtliche Gewinne 
auswiesen, den äußerst zumutbaren Eigenbeitrag zu den Sozial- 
plankosten leisten. 

Bonn, den 14. Oktober 1987 

Dr. Vogel und Fraktion 
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